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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Assoziationspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die im Zusatz- 
protokoll zum Abkommen zur Gründung einer Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Türkei sowie im Interimsabkommen zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei vorge- 
sehenen Schutzmaßnahmen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 28. Mai 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaft übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissionsvor- 
schlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Scheel 


Drudt: Buchdrudcerei R. Madel, 5307 Waditberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die im Zusatzprotokoll zum Abkommen zur Gründung 
einer Assoziation zwischen der Europäischen WirtsdiaftS' 
gemeinschaft und der Türkei sowie im Interimsabkommen 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Türkei vorgesehenen Schutzmaßnahmen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 23. November 1970 wurde das Zusatzprotokoll 
zum Assoziierungsabkommen zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei 
und am . . . ein Interimsabkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Tür- 
kei in Brüssel unterzeichnet. 

Die Verfahren, die bei der Durchführung der im 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft vorgesehenen Schutzklauseln zu be- 
folgen sind, sind im Vertrag selbst festgelegt. 

Dagegen müssen die Einzelheiten festgelegt wer- 
den, nach denen die in Artikel 60 des Zusatzproto- 
kolls und in Artikel 23 des Interimsabkommens vor- 
gesehene Schutzklausel anzuwenden ist - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Kommission kann auf Antrag eines Mitglied- 
staates oder von sich aus beschließen, auf aus der 
Türkei eingeführte Erzeugnisse die Schutzmaßnah- 
men anzuwenden, die sich die Gemeinschaft in Arti- 
kel 60 des Zusatzprotokolls zum Assoziierungsab- 
kommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft und der Türkei und in Artikel 23 des 
Interimsabkommens zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei Vorbehalten 
hat, und zwar können insbesondere die der Türkei 
von der Gemeinschaft gewährten zollmäßigen son- 
stigen Zugeständnisse vorübergehend ganz oder teil- 
weise zurückgezogen werden. 

Die Schutzmaßnahmen werden den Mitgliedstaaten 
mitgeteilt und sind unverzüglich anzuwenden. 
Wurde die Kommission mit einem Antrag eines Mit- 
gliedstaates befaßt, so entscheidet sie darüber bin- 
nen drei Arbeitstagen nach Eingang des Antrags. 

2. Jeder Mitgliedstaat kann die von der Kom- 
mission getroffene Maßnahme binnen einer Frist 
von zehn Arbeitstagen nach ihrer Mitteilung dem 
Rat vorlegen. Der Rat tritt unverzüglich zusammen. 
Er kann die betreffende Maßnahme mit qualifizier- 
ter Mehrheit ändern oder aufheben. 


Artikel 2 

X. Unbeschadet der Anwendung des Artikels 1 
kann die Kommission einen Mitgliedstaat ermäch- 
tigen, zur Behebung der in Artikel 60 des Zusatz- 
protokolls und in Artikel 23 des Interimsabkom- 
mens genannten Störungen oder Schwierigkeiten 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen. 

Diese Maßnahmen sowie die Entscheidung der Kom- 
mission werden allen Mitgliedstaaten notifiziert, 

2. In dringenden Fällen können der oder die be- 
treffenden Mitgliedstaaten mengenmäßige Einfuhr- 
beschränkungen einführen. Sie teilen diese Maß- 
nahmen unverzüglich der Kommission und den 
anderen Mitgliedstaaten mit. 

Die Kommission entscheidet im Wege eines Dring- 
lichkeitsverfahrens und binnen einer Frist von höch- 
stens fünf Arbeitstagen nach der im Unterabsatz 1 
vorgesehenen Notifizierung, ob die Maßnahmen auf- 
rechtzuerhalten, zu ändern oder aufzuheben sind. 

Die Entscheidung der Kommission wird allen Mit- 
gliedstaaten notifiziert. Sie ist unverzüglich durch- 
zuführen. 

3. Jeder Mitgliedstaat kann die Entscheidung der 
Kommission binnen einer Frist von höchstens zehn 
Arbeitstagen nach ihrer Notifizierung dem Rat vor- 
legen. Der Rat tritt unverzüglich zusammen. Er kann 
die Entscheidung der Kommission mit qualifizierter 
Mehrheit ändern oder aufheben. 

Die Entscheidung der Kommission ist ausgesetzt, 
wenn der Mitgliedstaat, der Maßnahmen gemäß Ab- 
satz 2 getroffen hat, den Rat damit befaßt. Diese 
Aussetzung endet am dreißigsten Tag, nach dem der 
Rat befaßt worden ist, wenn dieser die Entscheidung 
der Kommission inzwischen nicht geändert oder auf- 
gehoben hat. 

4. Bei Anwendung dieses Artikels sind vorzugs- 
weise Maßnahmen zu wählen, die das Funktionieren 
des Gemeinsamen Marktes so wenig wie möglich 
stören. 

Artikel 3 

1. Bevor die Kommission gemäß Artikel 1 Absatz 1 
die Anwendung von Schutzmaßnahmen beschließt 
oder einen Mitgliedstaat ermächtigt, solche Maß- 
nahpien zu ergreifen, oder sich zu den von dem oder 
den betreffenden Mitgliedstaaten ergriffenen Maß- 
nahmen gemäß Artikel 2 Absätze 1 und 2 äußert, 
nimmt sie Konsultationen vor. 
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2. Diese Konsultationen finden im Rahmen eines 
beratenden Ausschusses statt, der sich aus Vertre- 
tern der einzelnen Mitgliedstaaten zusammensetzt 
und in dem ein Vertreter der Kommission den Vor- 
sitz führt. 

3. Der Ausschuß wird von seinem Vorsitzenden 
einberufen. Dieser teilt den Mitgliedstaaten so bald 
wie möglich alle zweckdienlichen Angaben mit. 

Artikel 4 

Die Bestimmungen der Artikel 1 und 2 beeinträch- 
tigen nicht die Anwendung der im Vertrag, insbe- 
sondere in den Artikeln 108 und 109, vorgesehenen 
Schutzklauseln nach den im Vertrag festgelegten 
Verfahren. 

Artikel 5 

Diese Verordnung steht der vollständigen Anwen- 
dung der Verordnungen über die gemeinsame Orga- 


nisation der Agrarmärkte nicht entgegen. Artikel 2 
gilt nicht für die unter diese Verordnungen fallen- 
den Erzeugnisse. 

Artikel 6 

Die in Artikel 60 Absatz 2 des Zusatzprotokolls und 
in Artikel 23 Absatz 2 des Interimsabkommens vor- 
gesehene Mitteilung der Gemeinschaft an den 
Assoziationsrat bzw. das Verwaltungsorgan des 
Interimsabkommens wird von der Kommission vor- 
genommen. 

Artikel 7 

Die Bestimmungen des Artikels 2 Absätze 2 und 3 
gelten bis zum 31. Dezember 1972. 

Bis zu diesem Zeitpunkt beschließt der Rat auf Vor- 
schlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit 
über die vorzunehmenden Anpassungen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


In Artikel 60 Absatz 2 des Zusatzprotokolls zum 
Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwi- 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Türkei, das am 21. November 1970 in Brüssel 
unterzeichnet wurde, ist vorgesehen, daß die Ge- 
meinschaft oder die Mitgliedstaaten bei Schwierig- 
keiten Schutzmaßnahmen ergreifen können. 

Artikel 60 Absatz 2 des Zusatzprotokolls lautet 
folgendermaßen: „Treten in einem Wirtschaftsbe- 
reich der Gemeinschaft oder eines oder mehrerer 
Mitgliedstaaten ernste Störungen auf oder wird die 
äußere finanzielle Stabilität eines oder mehrerer 
Mitgliedstaaten durch ernste Störungen beeinträch- 
tigt oder tauchen Schwierigkeiten auf, welche die 
wirtschaftliche Lage eines Gebiets der Gemeinschaft 
verschlechtern, so kann die Gemeinschaft die erfor- 
derlichen Schutzmaßnahmen treffen oder den oder 
die betreffenden Mitgliedstaaten zu derartigen Maß- 
nahmen ermächtigen. Ähnliche Schutzmaßnahmen 
sind in den Abkommen der Gemeinschaft mit einer 
Reihe dritter Länder, nämlich insbesondere Marokko, 
Tunesien, Spanien, Israel, Malta, vorgesehen. 

Die Verfahren, nach denen die in diesen Abkommen 
vorgesehenen Schutzmaßnahmen intern durchzu- 
führen sind, wurden durch Verordnungen des 
Rates ^), in denen auf die vorher dem Rat selbst 
festgesetzten Lösungsmodalitäten zurückgegriffen 
wurde (siehe Dok. S/993/69 vom 21. Oktober 1969), 


festgesetzt. Bei Annahme dieser Lösungsmodalitäten 
war vereinbart worden, daß sie ebenfalls für die 
Durchführung der gleichen, im Zusatzprotokoll vor- 
zusehenden Schutzmaßnahmen Anwendung finden 
sollten. 

Die Kommission unterbreitet dem Rat den Vorschlag 
für eine Verordnung zur Festsetzung der Verfahren 
für die Durchführung der in Artikel 60 des Zusatz- 
protokolls vorgesehenen Schutzmaßnahmen. Da Ar- 
tikel 23 des Interimsabkommens, das zwischen der 
Gemeinschaft und der Türkei bis zum Inkrafttreten 
des Zusatzprotokolls gelten soll, die gleichen Be- 
stimmungen wie Artikel 60 des Zusatzprotokolls 
enthält, muß diese Verordnung ebenfalls für die 
Schutzmaßnahmen gelten, die nach Maßgabe von 
Artikel 23 des Interims abkommens getroffen wer- 
den. 


1) Verordnung (EWG) Nr. 1.463/69 des Rats, Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 197, 1969 
Verordnung (EWG) Nr. 1.468/69 des Rats, Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 198, 1969 
Verordnung (EWG) Nr. 1.525/70 des Rats, Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 182, 1970 
Verordnung (EWG). Nr. 1.527/70 des Rats, Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 183, 1970 
Verordnung (EWG) Nr. 493/71 des Rats, Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 61, 1971 
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